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1. Begehren 
Mit vorliegendem Ratschlag werden zur Umsetzung der Motion Messerli und Konsorten betreffend 
«Ausgliederung der Kriminalpolizei aus der Staatsanwaltschaft» (Geschäft 22.5517) Anpassungen 
im Gesetz betreffend die Kantonspolizei im Kanton Basel-Stadt vom 13. November 1996 (Polizei-
gesetz, PolG; SG 510.100) sowie im Gesetz über die Einführung der Schweizerischen Strafpro-
zessordnung vom 13. Oktober 2010 (EG StPO; SG 257.100) beantragt. Die beiden Gesetzesan-
passungen sind aufeinander abgestimmt und miteinander verknüpft; sie stehen in gegenseitiger 
Abhängigkeit und erlauben erste Umsetzungsschritte im Projekt Reorganisation der Strafverfol-
gung (ReoS). 

2. Ausgangslage 

2.1 Politischer Auftrag 

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt überwies dem Regierungsrat am 14. Juni 2023 die Motion 
Messerli und Konsorten betreffend «Ausgliederung der Kriminalpolizei aus der Staatsanwaltschaft» 
(Geschäft 22.5517). Mit der Überweisung wurde der Regierungsrat beauftragt, die organisatorische 
Zuordnung der Kriminalpolizei zu überprüfen und deren Ausgliederung aus der Staatsanwaltschaft 
umzusetzen.  
 
Der Grosse Rat geht davon aus, dass eine klarere organisatorische Trennung zwischen Staatsan-
waltschaft und Polizei es beiden Institutionen erleichtert, sich auf ihre jeweiligen Kernaufgaben zu 
konzentrieren. Insbesondere soll durch eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen Sicherheits- und 
Kriminalpolizei die Effizienz der Ermittlungsarbeit erhöht und damit die Schlagkraft der Strafverfol-
gung gestärkt werden. 

2.2 Projekt «Reorganisation der Strafverfolgung (ReoS)» 

Zur Umsetzung des parlamentarischen Auftrags hat der Regierungsrat das Projekt «Reorganisa-
tion der Strafverfolgung (ReoS)» initiiert mit dem Ziel, die Kriminalpolizei in die Kantonspolizei zu 
überführen. Damit soll das Organisationsmodell der Strafverfolgungsbehörden im Kanton Basel-
Stadt an die in den übrigen Kantonen verbreiteten Organisationsmodelle angeglichen werden. 
 
Das Projekt umfasst neben organisatorischen Fragen auch die Überprüfung von Arbeitsprozessen, 
Führungsstrukturen sowie der kantonalrechtlichen Grundlagen für die Organisation der Strafverfol-
gungsbehörden. Dabei ist sicherzustellen, dass die kantonalen Regelungen mit der Schweizeri-
schen Strafprozessordnung vereinbar sind. Die Arbeiten in ReoS zeigen, dass eine Reihe von An-
passungen in kantonalen Gesetzen, Verordnungen und Weisungen notwendig sein werden. Zur 
Gewährleistung der rollenden Umsetzung der organisatorischen Anpassungen erfolgt die Recht-
setzung – gerade vor dem Hintergrund des Umfangs der erforderlichen Anpassungen und der or-
ganisatorischen Komplexität – etappenweise. 
 
In vorliegendem Schritt sollen im Polizeigesetz (PolG) sowie im Gesetz über die Einführung der 
Schweizerischen Strafprozessordnung (EG StPO) erste Anpassungen vorgenommen werden. Da-
mit werden die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen, die erste organisatorische Anpassungen 
betreffend die sachlichen Aufgabenzuweisungen überhaupt erst ermöglichen. Gleichzeitig wird da-
mit sichergestellt, dass während der rollenden Projekt- und Übergangsphase vorbereitende Mass-
nahmen und Pilotversuche rechtlich abgestützt sind. Diese wiederum ermöglichen es, wertvolle 
Erfahrungen zu sammeln, die für die weitere Ausgestaltung der Strafverfolgungsorganisation von 
Bedeutung sein werden. 
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Die Kriminalpolizei kann in ihrer heutigen Ausgestaltung als Abteilung der Staatsanwaltschaft Ba-
sel-Stadt nicht ohne Weiteres per Stichtag in die Kantonspolizei überführt werden. Aktuell überneh-
men die Mitarbeitenden der Kriminalpolizei sowohl Aufgaben der polizeilichen Grundversorgung 
als auch Aufgaben, die in anderen Kantonen von staatsanwaltschaftlichem Untersuchungspersonal 
wahrgenommen werden. Im Rahmen von ReoS müssen diese Aufgaben entflochten und entspre-
chend auch die Abläufe neu konzipiert werden. Die Übergangsphase soll genutzt werden, um zu 
überprüfen, inwiefern sich die neu konzipierten Abläufe bewähren, und um das notwendige Know-
how schrittweise zu transferieren. Damit werden heutige kriminalpolizeiliche Aufgaben, etwa Ein-
vernahmen in niederschwelligen Straffällen (z.B. Ladendiebstähle), künftig von der Sicherheitspo-
lizei übernommen. Ein anderer Teil des Aufgabengebiets wird auch nach Ausgliederung der Krimi-
nalpolizei in der Staatsanwaltschaft verbleiben (z.B. Anklageerhebungen, teilnahmeberechtigte 
Einvernahmen und Vorbereitung von Haftverfahren). Mit der Entflechtung der Aufgaben wird si-
chergestellt, dass sich die Kriminalpolizei im Kanton Basel-Stadt auf ihre Kernaufgaben der krimi-
nalpolizeilichen Spezialversorgung konzentriert.  
 
Mit ReoS soll zunächst den Anliegen der Motion Messerli entsprochen werden. Darüber hinaus soll 
ReoS aber auch als Gesamtreorganisationsprozess die Strafverfolgung insgesamt modernisieren 
und stärken, Synergien nutzen sowie die behördenübergreifende Koordination und Zusammenar-
beit verbessern und die Grundlagen für die Strafverfolgung im Kanton Basel-Stadt aktualisieren. 
ReoS stellt mit anderen Worten einen deutlich über die Motion hinausreichenden Erneuerungspro-
zess dar, an dessen Ende die Strafverfolgung im Kanton den Herausforderungen moderner Krimi-
nalitätsformen und erheblicher Sicherheitsrisiken besser gewachsen sein soll. Zusätzlich berück-
sichtigt ReoS auch anstehende Digitalisierungsprozesse, die schweizweit ausgerollt werden, wie 
z.B. die digitale Dokumentenaustauschplattform (justitia.swiss) sowie die kantonal sehr bedeuten-
den Aktualisierungen der digitalen Arbeitsplattformen bei der Kantonspolizei (Projekt «Vorgangs-
bearbeitung Kapo»; Einführung myABI) und bei der Staatsanwaltschaft (Projekt «DiWaJu+»; Ersatz 
der Fachapplikation JURIS 5). 
 
Die Arbeitsprozesse und die rechtlichen Grundlagen werden schrittweise an jene in anderen Kan-
tonen angeglichen, die gesamtschweizerischen Ausbildungskonzepte – in der Polizeischule in Hitz-
kirch werden z.B. Ausbildungsinhalte gelehrt, welche bislang in Basel-Stadt aufgrund des restrikti-
ven Aufgabenprofils bei der Kantonspolizei nicht zum Einsatz kommen – besser genutzt sowie die 
Digitalisierungsbestrebungen synchronisiert. 
 
Da aus obenerwähnten Gründen eine Übergangsphase notwendig sein wird, werden die mit ReoS 
als Grossprojekt zu erarbeitenden Reorganisationsmassnahmen von den beteiligten Organisatio-
nen nicht in einem Schritt umgesetzt werden können. Der Einführungsprozess soll vielmehr schritt-
weise und in einem iterativ lernenden Umfeld ablaufen. So sollen z.B. mittels Pilotversuchen Abtei-
lungen der Kantonspolizei in definiertem Rahmen erste Aufgaben der Kriminalpolizei testweise 
übernehmen. Denkbar wäre auch, Mitarbeitende der Kriminalpolizei zum Aufbau von Know-how 
etc. organisatorisch in die Kantonspolizei zu delegieren. 
 
Um diesen Prozess zu ermöglichen, müssen im PolG und im EG StPO die nachstehend im Einzel-
nen erläuterten Normen ergänzt, aufgehoben und teilweise neu aufgenommen werden. Im Wesent-
lichen werden mit dieser Vorlage die folgenden Ziele verfolgt: Die Aufhebung von Regelungen, 
welche die Kantonspolizei bis dato daran hindern, die Aufgaben von der Kriminalpolizei zu über-
nehmen (1). Die Bereitstellung von eingeschränkten, gegenseitigen Datenzugriffs- und -bearbei-
tungsnormen für die mit polizeilichen Aufgaben betrauten Stellen bei der Staatsanwaltschaft und 
bei der Kantonspolizei (2). Ohne diese Ergänzungen wären weder eine sukzessive Übernahme der 
Aufgaben durch die Kantonspolizei noch das gemeinsame Erledigen von Aufgaben in Pilotversu-
chen möglich. Die neuen Rechtsgrundlagen konzentrieren sich auf organisatorische Notwendigkei-
ten im Zusammenhang mit ReoS, belassen im Übrigen aber vorerst den Status quo. 
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Im Zuge der weiteren Konzeptarbeiten von ReoS wird das «Zielbild» vertieft ausgearbeitet und die 
für dessen Einführung notwendigen Rechtsanpassungen auf Gesetzesebene erarbeitet. Mit der 
Umsetzung der weiteren und voraussichtlich abschliessenden Etappe wird dann auch die Motion 
Messerli erfüllt werden können. Dazu wird teilweise auch auf die mit dieser Revision zu beschlies-
senden Normen zurückzukommen sein, soweit sie nicht mehr erforderlich sein werden. So werden 
z.B. keine speziellen Regelungen für den Datenzugriff und die Datenbearbeitung von Polizeikräften 
in verschiedenen Behörden mehr erforderlich sein, aber die elektronische Zusammenarbeit zwi-
schen Staatsanwaltschaft und Kantonspolizei neu geregelt werden müssen. 
 
Die vollständige Umsetzung des Projekts ReoS mit der Neuordnung der Strafverfolgungsbehörden 
wird eine weitere umfassende gesetzgeberische Vorlage erfordern, die dem Grossen Rat in einer 
späteren Phase vorgelegt wird. Parallel zu den Anpassungen der Rechtsgrundlagen auf Gesetzes-
ebene werden in Verordnungen und Weisungen stufengerecht die weiteren kantonalrechtlichen 
Rahmenbedingungen für die Strafverfolgungsarbeit der betroffenen Organisationen angepasst.  

3. Rechtlicher Handlungsbedarf 

3.1 Ausgangslage 

Das Bundesrecht nennt in Art. 12 der Schweizerischen Strafprozessordnung vom 5. Oktober 2007 
(Strafprozessordnung, StPO; SR 312.0) als Strafverfolgungsbehörden die Polizei, die Staatsan-
waltschaft und die Übertretungsstrafbehörden. Gemäss Art. 14 StPO bestimmen Bund und Kan-
tone ihre Strafbehörden und deren Bezeichnungen. Bund und Kantone regeln Wahl, Zusammen-
setzung, Organisation und Befugnisse der Strafbehörden, soweit die StPO oder andere 
Bundesgesetze dies nicht abschliessend regeln. Gestützt auf diese bundesrechtlichen Bestimmun-
gen bezeichnet § 3 Abs. 1 EG StPO als Strafverfolgungsbehörden im Kanton die Kantonspolizei 
(lit. a), die Staatsanwaltschaft (lit. b) und die Verwaltungsbehörden mit Ermittlungsbefugnis (lit. c). 
 
Die Strafverfolgungsaufgaben sind im Kanton Basel-Stadt, soweit es um Ermittlungs- und Untersu-
chungstätigkeit geht, nach geltendem Recht grösstenteils der Staatsanwaltschaft zugewiesen. Die 
entsprechenden Kompetenzen ergeben sich aus dem Gesetz betreffend die Organisation der Ge-
richte und der Staatsanwaltschaft vom 3. Juni 2015 (Gerichtsorganisationsgesetz,  
GOG; SG 154.100), dem EG StPO und den gestützt darauf erlassenen Verordnungen. Die kanto-
nalen Normen regeln die von der StPO vorgesehene Aufgabenteilung zwischen eigenständigen 
Polizeibehörden einerseits und der Staatsanwaltschaft andererseits. Für die Wahrnehmung der 
meisten in der StPO geregelten polizeilichen Aufgaben und Befugnisse ist polizeiliches Personal 
(Kriminalpolizei) direkt in der Staatsanwaltschaft integriert.  
 
Die Kantonspolizei hat demgegenüber im Bereich der Strafverfolgung nur eingeschränkte Aufga-
ben. So sieht das EG StPO in § 6 (Befugnis der Kantonspolizei und anderer ermittelnder Behörden 
zur Vornahme der notwendigen Massnahmen) vor, dass die Kantonspolizei grundsätzlich nur dring-
liche Massnahmen, die nicht verschoben werden können, ergreifen darf, wenn eine strafbare Hand-
lung begangen wurde oder ein entsprechender Verdacht besteht. Diese einschränkende Regelung 
gilt für sämtliche Verbrechen, also Taten, welche mit mehr als drei Jahren Freiheitsstrafe bedroht 
sind, sowie für die meisten Vergehen, also Taten, die mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bedroht sind. Die Befugnis der Kantonspolizei, umfassende polizeiliche Ermittlungen 
durchzuführen, beschränkt sich gemäss § 7 EG StPO auf spezifische, ihr durch Verordnung zuge-
wiesene Übertretungen (Taten, die mit Busse bedroht sind) und Vergehen. Der Fokus der genann-
ten Bestimmungen auf das polizeiliche Ermittlungsverfahren (vgl. Art. 306 f. StPO) schliesst zudem 
eine massgebende Mitwirkung der Kantonspolizei in der Untersuchung der Staatsanwaltschaft ge-
mäss Art. 308 ff. StPO, wie sie von der Kriminalpolizei wahrgenommen wird, aus. Mit Blick auf die 
beabsichtigte Überführung der Kriminalpolizei in die Kantonspolizei gilt es daher, die Einschrän-
kungen des kriminalpolizeilichen Auftrags der Kantonspolizei im kantonalen Recht zu beseitigen 
und eine ausdrückliche Regelung zu verankern, welche den umfassenden kriminalpolizeilichen 
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Auftrag der Kantonspolizei zum Ausdruck bringt. Eine entsprechende Organisationsregelung ist 
wie bereits erwähnt in den übrigen Kantonen schon etabliert. 

3.2 Verankerung kriminalpolizeilicher Kompetenzen der Kantonspolizei 

Mit der vorliegenden Rechtsetzungsetappe werden ausgewählte Bestimmungen des PolG und des 
EG StPO angepasst. Diese sollen zum einen den kriminalpolizeilichen Auftrag der Kantonspolizei 
gesetzlich erfassen. Zum anderen sollen die vorstehend erwähnten gesetzlich festgeschriebenen 
Beschränkungen aufgehoben werden. Die Kantonspolizei soll künftig die Ermittlungstätigkeit und 
die damit zusammenhängenden gerichtspolizeilichen Aufgaben umfassend wahrnehmen können 
(zu den kriminalpolizeilichen bzw. gerichtspolizeilichen Aufgaben siehe unten Erläuterungen zu  
§ 2 Abs. 1 Ziff. 4 E-PolG).  
 
Die gesetzliche Verankerung des kriminalpolizeilichen Auftrags soll aber nicht dazu führen, dass 
die Kantonspolizei ab Inkrafttreten der entsprechenden Bestimmungen verpflichtet ist, diesen aus-
geweiteten Auftrag auch per sofort umfassend zu übernehmen und zu erfüllen. Dazu wäre sie ohne 
die geplante Reorganisation auch gar nicht in der Lage, da dies einen Transfer und Ausbau von 
Ressourcen und Know-how sowie die Schaffung neuer Prozesse erfordert. Die Übernahme der 
einzelnen Aufgaben durch die Kantonspolizei im Bereich der Gerichtspolizei während des Reorga-
nisationsprojekts bzw. bis zur abgeschlossenen Integration der Kriminalpolizei in die Kantonspolizei 
soll nach Massgabe des Projektfortschritts und im Rahmen der verfügbaren Ressourcen erfolgen. 
Dies ist in einer entsprechenden übergangsrechtlichen Regelung im Polizeigesetz normativ vorzu-
sehen.   
 
Die Einzelheiten zu den vorgeschlagenen Gesetzesänderungen ergeben sich aus den nachfolgen-
den Erläuterungen. 

4. Teilrevision des Polizeigesetzes  

Bisheriges Recht: Neues Recht: 
§ 2 Aufgaben der Polizei 

1 Die Kantonspolizei erfüllt folgende Aufgaben: 

… 

4. Sie trifft Massnahmen zur Verhütung und zur 
Verfolgung von Straftaten sowie vorsorgliche 
Massnahmen für eine zweckmässige Strafver-
folgung. 

…  

§ 2 Aufgaben der Polizei 

1 Die Kantonspolizei erfüllt folgende Aufgaben: 

Ziff. 1 – 3 unverändert 

4. Sie trifft Massnahmen zur Verhütung und Er-
kennung von Straftaten. Bei der Strafverfolgung 
wirkt sie nach Massgabe der Schweizerischen 
Strafprozessordnung (StPO) vom 5. Okto-
ber 2007 mit.  
 

 
Die heutige Aufgabenumschreibung im Bereich der Kriminalpolizei und Strafverfolgung (sie trifft 
Massnahmen […] zur Verfolgung von Straftaten sowie vorsorgliche Massnahmen für eine zweck-
mässige Strafverfolgung) wird durch eine sachgerechtere Formulierung ersetzt, die zum Ausdruck 
bringt, dass sich der Auftrag der Kantonspolizei und die damit zusammenhängenden Befugnisse 
im Bereich der Strafverfolgung unmittelbar aus der StPO ergeben und nicht kantonalrechtlich be-
schränkt sind. In Anlehnung an § 3 EG StPO in Verbindung mit Art. 15 StPO wird bekräftigt, dass 
die kriminalpolizeilichen Aufgaben der Kantonspolizei zukünftig umfassend sind und sowohl auf 
Polizeirecht abzustützende Präventions- und Vorermittlungs- wie auch die gestützt auf die StPO zu 
erfüllenden Strafverfolgungsaufgaben (Gerichtspolizei) umfassen. Dies bedeutet insbesondere 
auch, dass sich der kriminalpolizeiliche Auftrag der Kantonspolizei nicht nur auf das polizeiliche 
Ermittlungsverfahren (Art. 306 f. StPO) beschränkt, das der Staatsanwaltschaft als Grundlage für 
den Entscheid über eine Untersuchungseröffnung dient (vgl. Art. 309 Abs. 1 lit. a StPO). Vielmehr 
umfasst der Auftrag sämtliche Strafverfolgungsaufgaben, die die Kantonspolizei gestützt auf die 
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StPO wahrnehmen wird. Dazu gehören etwa die Unterstützung der staatsanwaltschaftlichen Be-
weiserhebung im Vorverfahren sowie die Erledigung weiterer Aufträge, insbesondere den Vollzug 
angeordneter Zwangsmassnahmen (vgl. Art. 312 StPO). Neben den unmittelbaren kriminalpolizei-
lichen Kernaufgaben wie Ermittlung, Fahndung, Beweissicherung etc. gehören sodann auch die 
unterstützenden Support- und Administrationsprozesse zum kriminalpolizeilichen Auftrag der Kan-
tonspolizei, beispielsweise die Forensik, die digitale Forensik, aber auch die Bewirtschaftung der 
polizeilichen Kriminalstatistik, der polizeilichen Geschäftskontrolle und die Datenpflege. 
 
In sachlicher Hinsicht ist der kriminalpolizeiliche Auftrag umfassend, soweit die Ermittlung bestimm-
ter Straftaten nicht ausdrücklich anderen Behörden vorbehalten ist. Er beinhaltet damit neben der 
Verfolgung der Straftaten gemäss Schweizerischem Strafgesetzbuch vom 21. Dezember 1937 
(StGB, SR 311.0), auch diejenige von Verstössen gegen das Verkehrsrecht, gegen Bestimmungen 
des Nebenstrafrechts des Bundes und des kantonalen Rechts. Eine spezifische Zuständigkeitszu-
weisung an die Kantonspolizei auf Verordnungsstufe, wie dies bis anhin der Fall war  
(vgl. § 7 EG StPO), ist damit obsolet.  
 
Vorbehalten bleiben die sachlichen Zuständigkeiten, die in der Übergangsphase bis zum Abschluss 
von ReoS gelten sollen (vgl. dazu § 74a E-PolG).  
 
Der Begriff der «Erkennung» von Straftaten im Rahmen des kriminalpolizeilichen Auftrags ist im 
vorliegenden Zusammenhang neu. Er ist indessen in Polizeigesetzen anderer Kantone (BL, ZH) zu 
finden und dient der Klärung, dass die Kantonspolizei bei entsprechender Informationslage (z.B. 
aufgrund von Hinweisen aus der Bevölkerung oder aufgrund eigener Erkenntnisse), die noch nicht 
einem strafprozessualen Anfangsverdacht entspricht, basierend auf Polizeirecht weiterführende 
Abklärungen vorzunehmen hat, um zu klären, ob Straftaten geplant sind oder bevorstehen, die 
noch zu verhindern sind oder ob bislang noch unbekannte, aber bereits begangene Straftaten straf-
prozessual zu klären sind (Vorermittlung).  
 

Bisheriges Recht: Neues Recht: 
§ 40 Befragung 

1 Die Kantonspolizei kann eine Person über 
Sachverhalte befragen, deren Kenntnis zur 
Erfüllung einer polizeilichen Aufgabe von Be-
deutung ist. Eine Pflicht zur Aussage besteht, 
wenn damit eine Gefahr für Leib und Leben 
abgewendet werden kann. 
 
2 Die Person hat keine Auskunftspflicht, so-
weit sie beschuldigt ist oder ihr sonst ein 
Zeugnisverweigerungsrecht zukommt. Sie ist 
darüber aufzuklären. 

§ 40 Befragung 

1 Die Kantonspolizei darf eine Person  zu Sachver-
halten befragen, wenn dies für die Erfüllung poli-
zeilicher Aufgaben von Bedeutung ist. Sie doku-
mentiert die Befragung in angemessener Weise. 
 
2 Eine Pflicht zur Aussage besteht, wenn damit 
eine Gefahr für Leib und Leben abgewendet wer-
den kann. 
 
 
neu 
3 Sobald ein Verdacht auf eine strafbare Handlung 
besteht, gelten für die Befragung die Regeln der 
StPO. 

 
Die Präzisierung der Bestimmung trägt der Übernahme gerichtspolizeilicher Aufgaben gemäss 
StPO Rechnung und unterscheidet die Regelung der Befragung je nach anwendbarer Rechts-
grundlage.  
 
Die Formulierung in Abs. 1 bezieht sich ausschliesslich auf polizeiliche Befragungen nach PolG, 
die in Abgrenzung von den strengen Formalien in der StPO, welche bei einem Verdacht auf eine 
strafbare Handlung zur Anwendung kommen, z.B. keine Protokollierungspflicht und auch keinen 
zwingenden Beizug einer anwaltlichen Vertretung erfordern. Als Beispiele für solche polizeilichen 
Befragungen nach PolG können Lärmrequisitionen genannt werden oder auch Einsätze, bei 
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welchen z.B. dringlich nach einem vermissten Kind gesucht wird, sich aber der Verdacht einer 
strafbaren Handlung (z.B. eine Entführung) noch nicht erhärtet hat. 
 
Mit einem neu eingeführten Grundsatz einer angemessenen Dokumentation, welche im geltenden 
Recht als ungeschriebener Rechtssatz bereits Geltung beanspruchte, sind im Sinne der Transpa-
renz und Nachvollziehbarkeit polizeilichen Handelns wesentliche Inhalte auch der polizeilichen Be-
fragung nach PolG mindestens summarisch festzuhalten. Oft geschieht dies in der Form eines 
Polizeirapports. Sobald ein Tatverdacht vorliegt, greifen die Vorschriften der StPO.  
 
Abs. 3 verdeutlicht in allgemeiner und umfassender Weise, dass Befragungen bei Vorliegen eines 
strafrechtlich relevanten Tatverdachts gemäss den Regelungen der StPO zu erfolgen haben. Ein 
expliziter Hinweis auf die in der StPO enthaltenen, differenzierten Belehrungspflichten erübrigt sich 
dadurch. 
 
Die Durchbrechung der fehlenden Auskunftspflicht der befragten Person bei polizeirechtlichen Be-
fragungen im Falle, dass von einer Person Gefahr für Leib und Leben abgewendet werden kann, 
wird in Abs. 2 neu als Ausnahme vom Grundsatz gemäss Abs. 1 separat geregelt. 
 

Bisheriges Recht: Neues Recht: 
 

 

Neu 

§ 57a Zugriff auf Daten der Kantonspolizei 

1 Die Angehörigen der Staatsanwaltschaft gemäss 
§ 10 EG StPO sind im Rahmen ihrer polizeilichen 
Aufgabenerfüllung zum direkten Datenzugriff und 
zur Datenbearbeitung betreffend Grund-, Fall- und 
Einsatzdaten in den Systemen der Kantonspolizei 
berechtigt, soweit dies im Rahmen der Umsetzung 
von Reorganisationsmassnahmen in der Strafer-
mittlung und Strafverfolgung erforderlich ist. 
 
2 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten, insbe-
sondere die Ausgestaltung der Zugriffsberechti-
gungen, die Rahmenbedingungen der Informati-
onssicherheit, die technischen Modalitäten sowie 
die Zugriffsprotokollierungen.  

 
Im Rahmen von ReoS werden schrittweise und von Pilotversuchen begleitet die Umstrukturierun-
gen hin zu einer umfassenden Integration der Kriminalpolizei in die Kantonspolizei erprobt und 
umgesetzt. Heute arbeiten die beiden Polizeien in zwei grundsätzlich voneinander getrennten Da-
tenbearbeitungssystemen. Ein Teil der darin enthaltenen Informationsbestände gilt es im Rahmen 
der Reorganisation zusammenzuführen. Während der Umsetzungsphase werden zudem gegen-
seitige Systemzugriffe notwendig sein. 
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Werden die Angehörigen der Staatsanwaltschaft, welche gemäss § 10 EG StPO polizeiliche Auf-
gaben wahrnehmen, (noch) nicht organisatorisch in die Kantonspolizei verschoben und können sie 
dort nicht wie Angehörige der Kantonspolizei auf die Datensysteme zugreifen, funktioniert eine Er-
probung der Zusammenarbeit und Übernahme von Aufgaben durch die Kantonspolizei mit allfälli-
ger Unterstützung durch die Kriminalpolizei aufgrund von datenschutzrechtlichen Hürden nicht oder 
bloss äusserst schwerfällig und mit erheblichen zeitlichen Verzögerungen.  
 
Um diese Umsetzungsschritte und Pilotierungen zu ermöglichen, wird in einem neuen § 57a im 
PolG eine Grundlage geschaffen, welche in verhältnismässiger Weise für diese Schritte die Grund-
lage für eine Zusammenarbeit resp. einen Transfer von Aufgaben schafft. Damit wird eine allfällige 
Übermittlung von Datenbeständen ermöglicht und das Funktionieren der Fallbearbeitung durch die 
an Pilotversuchen teilnehmenden Mitarbeitenden während einer Übergangsphase sichergestellt. 
Als Beispiele für Aufgaben, die betroffen sein könnten, dienen die folgenden: Zugriff der Innenfahn-
dung auf myABI der Kantonspolizei für die polizeiliche Kriminalstatistik und Fallerfassung, resp. 
Geschäftskontrolle. Schaffung eines Informationsgleichstands für alle Polizistinnen und Polizisten, 
unabhängig ob diese bei der Kantonspolizei oder bei der Kriminalpolizei arbeiten (Kriminalpolizis-
tinnen und -polizisten sehen aktuell vor einer Hausdurchsuchung nicht, ob eine Person beim Be-
drohungsmanagement als gefährdende Person erfasst ist). Die Kriminalpolizei hat aktuell keinen 
Zugriff auf die Ablageplattform des Bildmaterials der Kantonspolizei (smartpolice Kantonspolizei) 
zu an die Staatsanwaltschaft überwiesenen Rapporten. Das Bildmaterial muss jeweils manuell an 
smartpolice der Staatsanwaltschaft übertragen werden. 
 
Die Norm ist einerseits eng begrenzt auf die Projektarbeit von ReoS, andererseits so offen ausge-
staltet, dass die von Reorganisationsmassnahmen betroffenen Organisationseinheiten die für die 
Arbeit erforderlichen Datenzugriffe haben werden. Die Datenkategorien sind in Anlehnung an die 
§§ 4 und 5 der Verordnung über das Informatiksystem der Staatsanwaltschaft vom 2. Novem-
ber 2001 (SG 257.140) auf Grund- und Falldaten beschränkt. Zusätzlich kommt die Kategorie der 
Einsatzdaten hinzu, welche auch von der Kriminalpolizei benötigt wird, wenn sie mit der Kantons-
polizei in Einsätzen steht. Einsatzdaten sind Daten, welche im Rahmen der Entgegennahme von 
Notrufen, der Einsatzdisposition und der Durchführung von Polizeieinsätzen anfallen. 
 
In zeitlicher Hinsicht ist die Geltung ebenfalls an die Dauer der Projektmassnahmen gebunden, 
geplant ist ein Zeitrahmen für die Umsetzung in diesem Bereich von vier bis fünf Jahren. Mit dem 
Wegfall der entsprechenden Projektmassnahmen fällt auch die Anwendbarkeit dieser Norm dahin, 
dies auch, weil in einer reorganisierten, zusammengeführten Kantonspolizei die Datenzugriffe nicht 
mehr von einer solchen Norm abhängig sind. Die Polizeieinheiten sind dann in einer Organisati-
onseinheit zusammengeführt. 
 
Die Verweisung auf § 10 EG StPO dient der Sicherstellung, dass sämtliche dort erwähnten Perso-
nalkategorien mit polizeilichen Aufgaben die Zugriffe im Rahmen von ReoS erhalten. Gleichzeitig 
sollen Abteilungen ohne polizeiliches Personal und Personal ohne polizeiliche Befugnisse keinen 
Zugriff erhalten. Ein solches Zugriffsrecht ist aktuell nicht Gegenstand der Legislation.  
 
In Abs. 2 werden aufgrund der hohen Dichte an besonderen Personendaten, welche in den poli-
zeilichen Systemen aufgrund der Aufgabenerfüllung zwangsläufig vorhanden ist, die unbedingt er-
forderlichen Rahmenbedingungen für weitere Regelungen in nicht abschliessender Form aufge-
zählt. Die Zuständigkeit dafür liegt beim Regierungsrat, resp. kann auf die Verordnungsstufe 
delegiert werden. Mit der Aufzählung wird aber auf Gesetzesstufe klargestellt, dass diese Rahmen-
bedingungen für eine verhältnismässige Umsetzung zwingend ausgestaltet werden müssen. 
 
Mit der Normierung in § 24a E-EG StPO (vgl. unten) ist eine weitgehend deckungsgleiche Zwil-
lingsformulierung für die seitens der Staatsanwaltschaft erforderliche Zugangsberechtigung für die 
Angehörigen der Kantonspolizei im gleichen Umfang vorhanden. Der Zweck dieser Norm dort ist 
derselbe: Die Ermöglichung von Pilotversuchen in ReoS.  
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Bisheriges Recht: Neues Recht: 

 Übergangsbestimmungen 

neu 

§ 74a Übergangsbestimmung zu § 2 Abs. 1 Ziff. 4  

1Bis zur vollständigen Eingliederung der Kriminal-
polizei in die Kantonspolizei gehen die gerichtspo-
lizeilichen Aufgaben schrittweise auf die Kantons-
polizei über. Das zuständige Departement 
bestimmt die Einzelheiten.  
 

 
Bereits heute erfüllt die Kantonspolizei einen Teil des kriminalpolizeilichen Auftrags, einerseits im 
Rahmen des «ersten Angriffs» nach einem Meldungseingang, andererseits indem sie Fahndungs- 
und Observationsleistungen erbringt, Präventionsarbeit leistet und im Rahmen ihrer Kapazitäten 
Vorermittlungen unter Einsatz von verdeckten Massnahmen betreibt. Die gerichtspolizeilichen Auf-
gaben, die sie gegenwärtig nur eingeschränkt wahrnimmt, soll sie demgegenüber im Zuge von 
ReoS schrittweise nahezu vollumfänglich übernehmen. Die gesetzliche Verankerung eines umfas-
senden kriminalpolizeilichen Auftrags soll aber vorerst nicht dazu führen, dass die Kantonspolizei 
ab Inkrafttreten der entsprechenden Bestimmungen verpflichtet ist, den kriminalpolizeilichen Auf-
trag auch per sofort umfassend zu übernehmen und zu erfüllen. Vielmehr ist ein schrittweiser Um-
setzungsprozess vorgesehen. Dieser soll zwar so rasch wie möglich starten, wird aber erst nach 
Inkrafttreten einer weiteren Rechtsetzungsetappe (mit der dann voraussichtlich die Motion Messerli 
erfüllt werden wird) und nach einer entsprechenden Einführungsphase vollständig abgeschlossen 
werden können. Aufgrund der Komplexität von ReoS ist nach heutiger Einschätzung damit zu rech-
nen, dass sich der Prozess bis zur vollständigen Eingliederung der Kriminalpolizei in die Kantons-
polizei über mehrere Jahre hinziehen wird. Die Übergangsbestimmung sorgt dafür, dass der erwei-
terte Auftrag im Bereich der Gerichtspolizei während ReoS bzw. bis zur abgeschlossenen 
Integration der Kriminalpolizei in die Kantonspolizei nach Massgabe des Projektfortschritts und im 
Rahmen der verfügbaren Ressourcen erfolgen kann.  
 
Formell wird diese schrittweise Umsetzung durch verbindliche Weisungen des Justiz- und Sicher-
heitsdepartements gesteuert werden, deren Vorsteherin auch als Auftraggeberin für die Abwicklung 
und Umsetzung von ReoS verantwortlich ist. Die Bestimmung steht im Einklang mit § 30 des Ge-
setzes betreffend die Organisation des Regierungsrates und der Verwaltung des Kantons Basel-
Stadt vom 22. April 1976 (Organisationsgesetz, OG; SG 153.100), wonach die Vorsteherin ihr De-
partement recht- und zweckmässig sowie nach den übergeordneten Zielsetzungen leitet.  
 
Da diese schrittweise Umsetzung eine gewisse Flexibilität erfordert, damit auf aktuelle Gegeben-
heiten wie Sicherheitslage, Personalverfügbarkeit, Instruktionskapazitäten, Projektentwicklung etc. 
rasch und wirksam reagiert werden kann, erscheint es sachgerecht, auf die entsprechende Wei-
sungsbefugnis der Departementsleitung abzustellen. Die Weisungen ermöglichen der Vorsteherin 
ein flexibles Vorgehen. So lassen sich die Schritte z.B. wegen zu erwartender Implikationen auf 
den Dienstbetrieb der Bereiche mit den Bereichsleitungen abstimmen. 
 
Die Übergangsbestimmung im PolG tangiert die Tätigkeit der Staatsanwaltschaft nur mittelbar. Die 
Staatsanwaltschaft gibt im jeweiligen Umfang Aufgaben ab. Daher ist § 96 Abs. 5 GOG, wonach 
dem Regierungsrat die generelle Weisungsbefugnis betreffend die administrative Amtsführung der 
Staatsanwaltschaft erteilt wird, nicht einschlägig. Die Zuständigkeit des Departements erweist sich 
auch mit Blick auf seine Verantwortung als vorgesetzte Stelle der Kantonspolizei (§ 18 PolG) sowie 
seiner Rolle im Kontext mit der Aufsicht des Regierungsrates über die Staatsanwaltschaft  
(vgl. § 96 Abs. 6 GOG) als sachgerechter. Im Vordergrund steht jedoch die bei der Departements-
vorsteherin oder dem Departementsvorsteher verortete Steuerung von ReoS. Wie bereits erwähnt, 
resultiert die Verschiebung von Aufgaben von der Staatsanwaltschaft auf die Kantonspolizei in 
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einzelnen Schritten aus dieser Projektsteuerungsebene, dies in Verbindung mit dieser gesetzlichen 
Grundlage. 
 
Umgekehrt muss sichergestellt werden, dass die Kantonspolizei im Zuge dieser Übergangsphase 
ihren bisherigen kriminalpolizeilichen Ermittlungsaufgaben im gegenwärtigen Umfang weiterhin 
nachkommt. Deshalb wird auf Verordnungsstufe u.a. festzuhalten sein, dass jedenfalls der Auftrag 
der Kantonspolizei gemäss Verordnung über die Durchführung des polizeilichen Ermittlungsverfah-
rens bei Vergehen und Übertretungen vom 21. Dezember 2010 (SG 257.110) gemäss aktuellem 
Stand weiterhin zu erfüllen ist, auch wenn im Zuge dieser Vorlage der Anwendungsbereich der 
Verordnung geändert wird (vgl. dazu nachstehend unter 5.). 

5. Teilrevision des EG StPO 

Bisheriges Recht: Neues Recht: 
§ 6 Befugnis der Kantonspolizei und ande-
rer ermittelnder Behörden zur Vornahme 
der notwendigen Massnahmen 

1 Ist eine strafbare Handlung begangen wor-
den oder besteht ein entsprechender Ver-
dacht, so trifft die Kantonspolizei die zur Fest-
stellung des Sachverhalts und der Täterschaft 
sowie zur Auffindung und Sicherung der Be-
weismittel notwendigen Massnahmen, soweit 
diese ohne nachteilige Folgen für die Abklä-
rung der Tat nicht verschoben werden kön-
nen. 

2 Wo andere Behörden zur selbständigen 
Durchführung des polizeilichen Ermittlungs-
verfahrens ermächtigt sind, sind sie auch zur 
Vornahme der notwendigen Massnahmen be-
fugt. 

§ 6 Befugnis der Kantonspolizei und anderer 
ermittelnder Behörden zur Vornahme der not-
wendigen Massnahmen 

§ 6 wird aufgehoben 

 
Der Auftrag der Kantonspolizei zur Wahrnehmung kriminalpolizeilicher und insbesondere gerichts-
polizeilicher Aufgaben soll neu – vorbehältlich der Übergangsregelung gemäss § 74a E-PolG –
umfassend sein. Die in § 6 EG StPO verankerte Beschränkung auf bloss dringliche Massnahmen, 
die nicht unmittelbar oder zu einem späteren Zeitpunkt von anderen Ermittlungsbehörden vorge-
nommen werden können, ist aufzuheben.  
 
Davon vorerst unberührt bleiben die entsprechenden Aufgaben und Befugnisse der Verwaltungs-
behörden mit Ermittlungsbefugnis. Das EG StPO enthält verschiedene Bestimmungen, die aus-
schliesslich deren Tätigkeit betreffen. Der Gehalt der Bestimmung von Abs. 2 ist daher an die ge-
eignete Stelle zu überführen. Da § 12 EG StPO die Ermittlungstätigkeit der Verwaltungsbehörden 
sowohl bei Übertretungen (Abs. 1) wie auch bei Vergehen (Abs. 2) regelt, ist § 6 Abs. 2 EG StPO 
mit neuer Formulierung in § 12 E-EG StPO zu integrieren (vgl. unten). 
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Bisheriges Recht: Neues Recht: 
§ 7 Befugnis der Kantonspolizei zur Er-
mittlung von Übertretungen und Vergehen 

1 Die Kantonspolizei führt das polizeiliche Er-
mittlungsverfahren bei den ihr durch Verord-
nung zugewiesenen Übertretungen und Ver-
gehen. 

§ 7 Befugnis der Kantonspolizei zur Ermittlung 
von Übertretungen und Vergehen 

§ 7 wird aufgehoben 

 
Die kriminalpolizeiliche Aufgabenstellung der Kantonspolizei wird organisatorisch neu im Polizei-
gesetz verankert und soll nach der Neuorganisation der Strafverfolgungsbehörden sachlich nicht 
mehr beschränkt sein. Sie wird dannzumal sämtliche kriminalpolizeilichen Aufgaben erfüllen, die 
heute der Kriminalpolizei bei der Staatsanwaltschaft vorbehalten sind. Die sachliche Zuständigkeit 
der Kantonspolizei wird sich nicht mehr auf bestimmte Übertretungen und Vergehen beschränken, 
weshalb die einschränkende Zuständigkeitsregelung in § 7 EG StPO, die lediglich die Ermittlung 
bestimmter Übertretungen und Vergehen zulässt, obsolet ist. Die Bestimmung ist deshalb aufzu-
heben.  
 
Die rollende Übernahme der umfassenden kriminalpolizeilichen Zuständigkeit wird durch die Über-
gangsbestimmung im PolG (§ 74a E-PolG) sichergestellt. Danach soll die Kantonspolizei zwar in 
der Übergangsphase bis zur abschliessenden Regelung der neuen Aufgaben und Kompetenzen 
der Strafverfolgungsbehörden mindestens die ihr bislang gestützt auf § 7 EG StPO in der Verord-
nung über die Durchführung des polizeilichen Ermittlungsverfahrens bei Vergehen und Übertretun-
gen sowie durch Weisungen des Ersten Staatsanwalts zugewiesenen Ermittlungsverfahren weiter-
hin führen. Da sie in der Übergangsphase aber eben schrittweise auch weitere Aufgaben 
übernehmen soll, ist die Beschränkung ihrer Ermittlungsaufgabe bereits jetzt aufzuheben.  
 
Die punktuelle Durchbrechung der heutigen gesetzlichen Zuständigkeitsaufteilung zwischen den 
Abteilungen der Staatsanwaltschaft einerseits und der Kantonspolizei (und bestimmten Verwal-
tungsbehörden) andererseits wird durch einen entsprechenden Vorbehalt in einer Übergangsrege-
lung zu § 9 EG StPO ermöglicht (siehe dazu unten § 46a EG StPO). 
 

Bisheriges Recht: Neues Recht: 
§ 11 Befugnis der Abteilungen der Staats-
anwaltschaft zur Durchführung des Unter-
suchungsverfahrens 
1 Alle Abteilungen der Staatsanwaltschaft ha-
ben die Befugnis, das Untersuchungsverfah-
ren durchzuführen. 

§ 11 Befugnis der Abteilungen der Staatsan-
waltschaft zur Durchführung des Untersu-
chungsverfahrens 

§ 11 wird aufgehoben. 

 
Aus der StPO ergibt sich bereits, dass die Staatsanwaltschaft berechtigt und verpflichtet ist, die 
Untersuchung durchzuführen (Art. 16 Abs. 2 StPO). Eine Wiederholung dieser Befugnis im kanto-
nalen Recht ist nicht notwendig. Die Bestimmung ist daher ersatzlos aufzuheben.  
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Bisheriges Recht: Neues Recht: 
§ 12 Befugnis von Verwaltungsbehörden 
mit Ermittlungsbefugnis zur Durchführung 
des polizeilichen Ermittlungsverfahrens 

1 Der Regierungsrat kann die Zuständigkeit 
zur Durchführung des polizeilichen Ermitt-
lungsverfahrens bei Übertretungen durch Ver-
ordnung denjenigen Verwaltungsbehörden 
übertragen, in deren Aufgabenbereich diese 
Delikte begangen werden (Verwaltungsbe-
hörden mit Ermittlungsbefugnis). 

2 Die Staatsanwaltschaft kann Verwaltungs-
behörden, in deren Aufgabenbereich diese 
Delikte begangen werden, zur Durchführung 
des polizeilichen Ermittlungsverfahrens bei 
Vergehen einsetzen. Aufsicht und Weisungs-
befugnis verbleiben bei der Staatsanwalt-
schaft. 

§ 12 Befugnis von Verwaltungsbehörden mit 
Ermittlungsbefugnis zur Durchführung des po-
lizeilichen Ermittlungsverfahrens 

Abs. 1 und 2 unverändert 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 

Abs. 3 neu 

3 Behörden, die zur selbständigen Durchführung 
des polizeilichen Ermittlungsverfahrens ermächtigt 
sind, sind auch befugt, die notwendigen Massnah-
men zur Feststellung des Sachverhalts und der 
Täterschaft sowie die zur Auffindung und Siche-
rung von Beweismitteln notwendigen Massnah-
men zu treffen. 

 
Die Organisation der Strafverfolgung von Delikten mit Bezug zu spezifischen Verwaltungsaufgaben 
(vorab Übertretungen und Vergehen) wird im Kanton Basel-Stadt gegenwärtig einer vertieften 
Überprüfung unterzogen. Je nach deren Ergebnis werden die diesbezüglichen Aufgaben und Be-
fugnisse neu zu regeln sein.  
 
Um diesem Prozess aber nicht vorzugreifen, sind im Zuge dieser Rechtsetzungsetappe der Reor-
ganisation die einschlägigen Bestimmungen mit Wirkung für die Verwaltungsbehörden mit Ermitt-
lungsbefugnis aufrechtzuerhalten. Aufgrund der Aufhebung von § 6 EG StPO ist es sinnvoll, den 
darin enthaltenen Regelungsgehalt mit Bezug auf die Ermittlungsbefugnisse der Verwaltungsbe-
hörden in diese Grundsatzbestimmung zu überführen und anzupassen. 
 

Bisheriges Recht: Neues Recht: 
§ 19 Übertragung der Verfolgung von 
Übertretungen auf Verwaltungsbehörden 
(Art. 17 Abs. 1 StPO) 

1 Die Verwaltungsbehörden verfolgen die 
Übertretungen, die in ihrem Aufgabenbereich 
begangen werden. Die Weisungsbefugnis 
verbleibt bei der Staatsanwaltschaft. 

2 Der Regierungsrat bezeichnet in einer Ver-
ordnung die für die Verfolgung der Übertre-
tungen zuständigen Verwaltungsbehörden. 

§ 19 Übertragung der Verfolgung von Übertre-
tungen auf Verwaltungsbehörden (Art. 17 
Abs. 1 StPO) 

Abs. 1 bis 3 unverändert 
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Bisheriges Recht: Neues Recht: 
3 Übertretungen, für deren Verfolgung keine 
Behörde bezeichnet ist, werden von der Kan-
tonspolizei verfolgt. 

4 Die Kantonspolizei und die Verwaltungsbe-
hörden mit Ermittlungsbefugnis sehen unter 
den Voraussetzungen des Art. 307 Abs. 4 
StPO von einer Berichterstattung an die 
Staatsanwaltschaft ab oder überweisen die 
Täterin oder den Täter mit einem Antrag an 
die Staatsanwaltschaft. 

 
 
 

4 Die Kantonspolizei und die Verwaltungsbehör-
den mit Ermittlungsbefugnis sehen unter den Vo-
raussetzungen des Art. 307 Abs. 4 StPO von einer 
Berichterstattung an die Staatsanwaltschaft ab 
oder überweisen nach Abschluss der Ermittlungen 
die Verfahrensakten mit einem Antrag an die 
Staatsanwaltschaft. 

 
Durch die Ausweitung des kriminalpolizeilichen Auftrags der Kantonspolizei gilt  
Art. 307 Abs. 4 StPO für diese als Polizeibehörde unmittelbar und muss nicht im kantonalen Recht 
vorbehalten werden. Gleiches gilt für die vollständige Rapportierung des festgestellten Sachver-
halts nach Abschluss der Ermittlungen (Art. 307 Abs. 3 StPO). Entsprechend wird die Kantonspo-
lizei aus dem Regelungsgehalt von Abs. 4 entfernt. Bei dieser Gelegenheit wird die Formulierung 
betr. «Überweisung der Täterin oder des Täters» präzisiert und auf den Regelungsgehalt der Ver-
ordnung über die Durchführung des Ermittlungsverfahrens bei Vergehen und Übertretungen aus-
gerichtet. 
 

Bisheriges Recht: Neues Recht: 
 

 

§ 24a Zugriff auf Daten der Staatsanwaltschaft 

neu 

1 Die Angehörigen der Kantonspolizei sind im Rah-
men ihrer polizeilichen Aufgabenerfüllung zum di-
rekten Datenzugriff und zur Datenbearbeitung be-
treffend Grund-, Fall- und Einsatzdaten in den 
Systemen der Staatsanwaltschaft berechtigt, so-
weit dies im Rahmen der Umsetzung von Reorga-
nisationsmassnahmen in der Strafermittlung und 
Strafverfolgung erforderlich ist.  

2 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten, insbe-
sondere die Ausgestaltung der Zugriffsberechti-
gungen, die Rahmenbedingungen der Informati-
onssicherheit, die technischen Modalitäten sowie 
die Zugriffsprotokollierungen.   

  
Wie ausgeführt, sind in der aktuellen Behördenorganisation polizeiliche und staatsanwaltschaftli-
che Aufgaben bei der Kriminalpolizei miteinander verflochten. Dies gilt auch für die dort geführten 
Informationsbestände. Während die Kriminalpolizei keinen direkten Zugang zu (sicherheits-) poli-
zeilichen Informationsbeständen der Kantonspolizei hat, verfügt sie über eigene kriminalpolizeiliche 
und staatsanwaltschaftliche Informationsbestände. Auch diese Informationsbestände gilt es mit der 
Umsetzung von ReoS zu entflechten. Dabei wird es unter Umständen unabhängig von der organi-
satorischen Ansiedelung während einer Übergangsphase notwendig sein, dass das polizeiliche 
Personal der Kriminalpolizei bereits auf die Informationsbestände der Kantonspolizei Zugriff hat, 
aber ihre Systemzugriffe bei der Staatsanwaltschaft noch nicht verliert. Bspw. brauchen die Krimi-
nalistinnen und Kriminalisten weiterhin Zugriff auf die staatsanwaltschaftliche Geschäftsverwal-
tung, um alte Verfahren abschliessen zu können, während sie ab einem Stichtag die Fallbearbei-
tung neuer Fälle grundsätzlich im Fallbearbeitungssystem der Kantonspolizei vornehmen werden. 
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Von zentraler Bedeutung ist der Zugang zu kriminalpolizeilichen Informationen aber auch für die 
Wahrnehmung sicherheits- und kriminalpolizeilicher Aufgaben durch die Kantonspolizei. Damit vor 
potenziell gefährlichen Einsätzen ein umfassendes Lagebild und eine akkurate Gefährdungsana-
lyse möglich sind, haben in anderen Kantonen definierte Stellen in den Polizeikorps auch Zugriff 
auf polizeiliche Informationen der Kriminalpolizei. Durch die behördliche Trennung ist dies im Kan-
ton Basel-Stadt derzeit nicht der Fall. 
 
Der neue § 24a E-EG StPO bildet deshalb das legislatorische Gegenstück zur Ergänzung von 
§ 57a E-PolG. § 24a E-EG StPO soll nicht sämtlichen Angestellten der Kantonspolizei einen direk-
ten Zugriff auf das kriminalpolizeiliche Fallbearbeitungssystem oder das staatsanwaltschaftliche 
Geschäftsverwaltungssystem ermöglichen. Vielmehr geht es wie bei § 57a E-PolG darum, einen 
allfälligen Transfer von Datenbeständen zu ermöglichen und das Funktionieren der Fallbearbeitung 
durch die an Pilotversuchen teilnehmenden Mitarbeitenden während einer Übergangsphase sicher-
zustellen. Bei den betroffenen Mitarbeitenden wird der Zugriff auf die von ihnen zu bearbeitenden 
Verfahren zu beschränken sein. 
 
Zwar enthält die Rechtsordnung mit § 8 der Verordnung über das Informatiksystem der Staatsan-
waltschaft vom 2. November 2010 (SG 257.140) bereits eine Kompetenznorm, gestützt auf welche 
die Erste Staatsanwältin oder der Erste Staatsanwalt unter anderem auch Mitarbeitenden der Kan-
tonspolizei die Berechtigung zur Bearbeitung derjenigen Informationen, die sie zur Erfüllung ihrer 
gesetzlichen Aufgaben benötigen, erteilen kann. Die Norm erwähnt dazu aber den direkten Sys-
temzugriff nicht ausdrücklich und erweist sich mit Blick auf die Anforderungen an die Rechtsgrund-
lagen gemäss § 9 Gesetz über die Information und den Datenschutz vom 9. Juni 2010 (Informa-
tions- und Datenschutzgesetz, IDG, SG 153.260) als Regelung auf Verordnungsstufe als 
unzureichend. Da die Bearbeitung von besonderen Personendaten im Vordergrund steht, ist eine 
unmittelbare Regelung im Gesetz vorzusehen. 
 
Die Regelung ist weitestgehend übereinstimmend mit derjenigen des Datenzugriffs auf die Infor-
mationssysteme der Kantonspolizei ausgestaltet, so dass die zu § 57a PolG dargelegten Vorgaben 
für die Beschränkung des Informationszugangs analog auch in Bezug auf diejenigen der Staatsan-
waltschaft gelten. Es ist davon auszugehen, dass die Bestimmungen über die behördenübergrei-
fende Datenbearbeitung im polizeilichen sowie insbesondere im Strafverfahren im Zuge der weite-
ren Rechtsanpassungen im Kontext mit der Neuorganisation der Strafverfolgungsbehörden und 
den weiteren Digitalisierungsvorhaben im Strafverfahren nochmals anzupassen sind. Gestützt da-
rauf wird sich auch der Regelungsbedarf auf Verordnungsstufe bzw. diesbezügliche Anpassungen 
ergeben. Im Zuge des vorliegenden Rechtsetzungsvorhabens ist aber immerhin sicherzustellen, 
dass ausreichende Rechtsgrundlagen für gegenseitige Systemzugriffe im Rahmen von Pilotversu-
chen und vorgezogenen Umsetzungsmassnahmen vorhanden sind. 
 
Es geht vorliegend um ausgewählte Schnittstellen und nicht um umfassende Zugriffe der Kantons-
polizei auf Informationsbestände der Staatsanwaltschaft. Entsprechende Zugriffe müssen notwen-
dig für die Aufgabenerfüllung sein und den entsprechenden Funktionsträgern spezifisch zugewie-
sen werden. 
 
Für beide Bestimmungen gilt, dass sie in mehrfacher Hinsicht eingeschränkt sind: So sind sie zeit-
lich und personell an die Umsetzung der Reorganisationsmassnahmen gekoppelt. Sie sind zwei-
fach inhaltlich einschränkend bestimmt, einerseits durch die polizeilichen Aufgaben, andererseits 
durch die konkreten Erfordernisse der Strafermittlung und -verfolgung. Zudem werden auch hier 
einzelne Datenkategorien genannt (vgl. oben zu § 57a E-PolG). Rechtsvergleichend mit anderen 
Kantonen fällt das dortige Fehlen entsprechender Datenaustauschnormen ins Auge (denn die ent-
sprechenden Einheiten arbeiten bereits vereint in einer Organisation sowie in einem einheitlichen 
Datenverarbeitungssystem zusammen).  
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Durch die Übernahme gerichtspolizeilicher Aufgaben durch die Kantonspolizei muss die Regelung 
der Einvernahmebefugnisse neu auch die Regelung der Befugnis von Angehörigen der  
Kantonspolizei zur delegierten Einvernahme von Zeuginnen und Zeugen gemäss  
Art. 142 Abs. 2 Satz 2 StPO beinhalten. Der umfassende Regelungsgehalt wird durch die neue 
Marginalie zum Ausdruck gebracht. Die in § 28 Abs. 1 EG StPO erwähnten Einvernahmebefug-
nisse sind heute in verschiedenen Verordnungen des Regierungsrates geregelt. Die Anpassung 
des Textes von Abs. 1 trägt diesem Umstand Rechnung. Der Regierungsrat hat seit Inkrafttreten 
des Gerichtsorganisationsgesetzes keine auf die Gerichte bezogene Regelungskompetenz mehr, 
weshalb der Einschub «und der Gerichte» zu streichen ist.  
 
Art. 142 Abs. 2 StPO räumt Bund und Kantonen die Möglichkeit ein, Angehörige der Polizei zu 
bestimmen, die ebenfalls Zeuginnen und Zeugen einvernehmen können. Die Festlegung der hierzu 
berechtigten Kategorien von Mitarbeitenden hängt stark vom Aufkommen hierzu geeigneter De-
liktsfälle, der polizeilichen Organisation, dem Ausbildungsstand und anderen Faktoren ab. Eine 
Regelung auf formell-rechtlicher Ebene (Gesetz oder Verordnung), beispielsweise mittels Anknüp-
fung an bestimmte Dienstgrade, erweist sich deshalb als zu starr und unflexibel. Unter anderem 
mit Blick auf die organisatorische Dynamik während der Übergangsphase bis zur abschliessenden 
Neuorganisation der Strafverfolgungsbehörden aber auch darüber hinaus ist es mit Rücksicht auf 
die Organisationshoheit der Kantonspolizei angemessen, ihrer Leitung selbst die Bestimmung der 
geeigneten Polizeikräfte zuzuweisen. Sinngemässe Kompetenznormen finden sich auch in ande-
ren Kantonen, beispielsweise in den Kantonen GR, OW, SG. Um auch erfahrene Zivilkräfte einbe-
ziehen zu können, sind sie an dieser Stelle ausdrücklich zu erwähnen. 
  

Bisheriges Recht: Neues Recht: 
§ 28 Mass der Einvernahmebefugnis 
(Art. 142 Abs. 1 Satz 2 StPO) 

1 Der Regierungsrat regelt in einer Verord-
nung, in welchem Mass Mitarbeitende der 
Staatsanwaltschaft, der Verwaltungsbehör-
den mit Ermittlungsbefugnis und der Gerichte 
befugt sind, Einvernahmen durchzuführen. 

 

§ 28 Einvernahmebefugnisse (Art. 142 StPO) 

 

1 Der Regierungsrat regelt  in einer Verordnung, in 
welchem Mass Mitarbeitende der Staatsanwalt-
schaft und der Verwaltungsbehörden mit Ermitt-
lungsbefugnis und der Gerichte befugt sind, Ein-
vernahmen durchzuführen. 

Abs. 2 neu 

2 Die Leitung der Kantonspolizei regelt, welche An-
gehörigen der Kantonspolizei sowie welche zivilen 
Mitarbeitenden im Auftrag der Staatsanwaltschaft 
befugt sind, Zeugeneinvernahmen durchzuführen. 
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Bisheriges Recht: Neues Recht: 
§ 32 Ermächtigung zur Anordnung einer 
länger als 3 Stunden dauernden vorläufi-
gen Festnahme von Übertretungstäterin-
nen und Übertretungstätern (Art. 219 
Abs. 5 StPO) 

1 Der Regierungsrat regelt in einer Verord-
nung, welche Angehörigen der Kantonspolizei 
zur Anordnung ermächtigt sind, Personen, 
welche die Kantonspolizei bei der Begehung 
einer Übertretung auf frischer Tat ertappt oder 
unmittelbar nach der Begehung einer solchen 
angetroffen hat und die vorläufig festgenom-
men worden sind, länger als drei Stunden 
festzuhalten. 

§ 32 Vorläufige Festnahme bei Übertretungen 
(Art. 219 Abs. 5 StPO) 

 

 

1 Der Regierungsrat regelt in einer Verordnung, 
welche Angehörigen der Staatsanwaltschaft er-
mächtigt sind anzuordnen, dass eine gemäss 
Art. 217 Abs. 3 StPO festgenommene Person län-
ger als drei Stunden festgehalten wird.  

 

 

Abs. 2 neu 

2 Die Leitung der Kantonspolizei bestimmt, welche 
Kaderangehörigen der Kantonspolizei Anordnun-
gen gemäss Abs. 1 treffen dürfen.  

 
Soweit ersichtlich, hat der Regierungsrat auf Verordnungsebene keine Angehörigen der Kantons-
polizei definiert, die Verlängerungen kantonspolizeilicher Festnahmen von Übertretungsverdäch-
tigten anordnen können.  
 
Es ist angezeigt, die entsprechenden Anordnungsbefugnisse im Bereich der Kantonspolizei bereits 
jetzt im EG StPO zu regeln, zumal es gerade in diesem Bereich zu vermehrten Festnahmen durch 
die Kantonspolizei kommen dürfte. Üblich ist die Zuweisung dieser Kompetenz an polizeiliche Ka-
derangehörige, die StPO macht diesbezüglich keine Vorgaben. Mit Rücksicht auf die hängigen 
bzw. weiter zu erwartenden organisatorischen Anpassungen in der Kantonspolizei erweist es sich 
als sachgerecht, die spezifische Bestimmung der ermächtigten Kaderangehörigen der Polizeilei-
tung zu übertragen. 
 
Parallel dazu soll in der Übergangsphase auch an den bisherigen Kompetenzen des polizeilichen 
Kaderpersonals der Staatsanwaltschaft gemäss § 32 Abs. 4 der Verordnung über die Zusammen-
setzung, Organisation und Befugnisse der Staatsanwaltschaft vom 28. Juni 2016 (SG 257.120) 
festgehalten werden. Die dazu notwendige Kompetenznorm für die Regelung des Regierungsrates 
wird sprachlich vereinfacht. 
 

Bisheriges Recht: Neues Recht: 

 § 46a Übergangsbestimmung zu § 9  

neu 

1 Die Befugnisse der Kriminalpolizei gemäss § 9 
stehen unter dem Vorbehalt des schrittweisen 
Übergangs der gerichtspolizeilichen Aufgaben auf 
die Kantonspolizei gemäss § 74a PolG. 

 
§ 9 EG StPO bildet gegenwärtig die Grundlage einer komplexen Aufgabenteilung im Bereich des 
polizeilichen Ermittlungsverfahrens. Drei Abteilungen der Staatsanwaltschaft sind dafür in all jenen 
Deliktsbereichen zuständig, für die das Gesetz mit dem nachgelagerten Verordnungs- sowie Wei-
sungsrecht keine abweichende Zuständigkeit vorsieht. 
 



 
Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt 

Seite 18/19   

Während die der Kantonspolizei zugewiesenen Ermittlungsaufgaben heute in den Anhängen der 
Verordnung über die Durchführung des polizeilichen Ermittlungsverfahrens bei Vergehen und 
Übertretungen und weiterführenden Weisungen geregelt sind, soll in der Übergangsphase bis zur 
abschliessenden Neuregelung der Aufgabenteilung zwischen Kantonspolizei und Staatsanwalt-
schaft die Ermittlungsarbeit der Kantonspolizei rollend ausgeweitet werden. Die Übergangsbestim-
mung § 74a PolG sieht vor, dass die dafür in Frage kommenden Deliktsfelder laufend vom zustän-
digen Departement im Rahmen des Projektfortschritts festgelegt werden. Entsprechend muss auch 
zu § 9 EG StPO diese Ausweitung der gerichtspolizeilichen Aufgaben der Kantonspolizei in geeig-
neter Weise vorbehalten werden. Da ein deliktsspezifischer Vorbehalt der Ermittlungsbefugnis der 
Kantonspolizei derzeit aber nicht sinnvoll ist, erfolgt eine unmittelbare Bezugnahme auf das ein-
schlägige Übergangsrecht. Damit wird zum Ausdruck gebracht, dass die Zuständigkeitsaufteilung 
im EG StPO dem diesbezüglichen Polizeirecht nicht vorgeht. Die Kriminalpolizei behält bis zur de-
finitiven Ausgliederung aus der Staatsanwaltschaft aber wie heute die Befugnis zur Durchführung 
des Vorverfahrens in allen Deliktsbereichen, was sich bereits aus dem Grundsatz der Verfahrens-
einheit ableitet.  
 
Der Vorbehalt der gerichtspolizeilichen Aufgaben der Kantonspolizei ist insbesondere auch in Be-
zug auf die der Kriminalpolizei in § 10 der Verordnung über die Zusammensetzung, Organisation 
und Befugnisse der Staatsanwaltschaft vom 28. Juni 2016 (SG 257.120) zugewiesenen Aufgaben 
beachtlich. Die dort erwähnten Aufgaben sind insoweit nicht als ausschliesslich der Kriminalpolizei 
vorbehalten zu verstehen. Beweissicherstellungen, vorläufige Festnahmen etc. können stattdessen 
auch von der Kantonspolizei durchgeführt werden. Auf der Basis des Übergangsrechts wird die 
entsprechende Aufgabenverteilung und das Verhältnis zum Pikettdienst der Kriminalpolizei tempo-
rär zu regeln sein. 

6. Finanzielle Auswirkungen 
Die Anpassungen auf Gesetzesebene haben direkt keine finanziellen Auswirkungen. Es handelt 
sich bei sämtlichen Ergänzungen und Streichungen um das blosse Ermöglichen von weiteren 
Schritten (Pilotversuche, Testläufe, Reorganisationsmassnahmen). 

7. Prüfungen 
Das Finanzdepartement hat den vorliegenden Ratschlag gemäss § 8 des Gesetzes über den kan-
tonalen Finanzhaushalt vom 14. März 2012 (Finanzhaushaltgesetz, FHG, SG 610.100) überprüft. 
Das Justiz- und Sicherheitsdepartement hat den Erlass gemäss § 4 Abs. 1 des Gesetzes über 
Publikationen im Kantonsblatt und über die Gesetzessammlung des Kantons Basel-Stadt vom  
19. Oktober 2016 (Publikationsgesetz; SG 151.200) in redaktioneller und gesetzestechnischer Hin-
sicht geprüft. Zudem wurde der vorliegende Ratschlag gestützt auf § 13 Abs. 1 lit. a IDG der kan-
tonalen Datenschutzbeauftragten zur Vorabkonsultation vorgelegt. Der Vortest der Regulierungs-
folgenabschätzung hat ergeben, dass Unternehmen vom Gesetzesentwurf nicht negativ betroffen 
sind. 
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8. Antrag 
Gestützt auf unsere Ausführungen beantragen wir dem Grossen Rat die Annahme des nachste-
henden Beschlussentwurfes. 
 
 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 

  
Dr. Conradin Cramer 
Regierungspräsident 

Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Staatsschreiberin 
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Gesetz betreffend die Kantonspolizei des Kantons Basel-Stadt 
(Polizeigesetz, PolG) 

Änderung vom [Datum] 

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, 

nach Einsichtnahme in den Ratschlag des Regierungsrates Nr. [Ratschlag-Nr.] vom [Datum] sowie in 
den Bericht der [Kommission] Nr. [Kommissionsbericht-Nr.] vom [Datum], 

beschliesst: 

I. 
Gesetz betreffend die Kantonspolizei des Kantons Basel-Stadt (Polizeigesetz, PolG) vom 13. Novem-
ber 1996 1) (Stand 1. März 2023) wird wie folgt geändert: 

§  2 Abs. 1 

1 Die Kantonspolizei erfüllt folgende Aufgaben: 
4. (geändert) Sie trifft Massnahmen zur Verhütung und Erkennung von Straftaten. Bei der Straf-

verfolgung wirkt sie nach Massgabe der Schweizerischen Strafprozessordnung (StPO) vom 
5. Oktober 2007 mit. 

§  40 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (neu) 

1 Die Kantonspolizei darf eine Person zu Sachverhalten befragen, wenn dies für die Erfüllung polizeili-
cher Aufgaben von Bedeutung ist. Sie dokumentiert die Befragung in angemessener Weise. 
2 Eine Pflicht zur Aussage besteht, wenn damit eine Gefahr für Leib und Leben abgewendet werden 
kann. 
3 Sobald ein Verdacht auf eine strafbare Handlung besteht, gelten für die Befragung die Regeln der 
Strafprozessordnung. 

§  57a (neu) 

Zugriff auf Daten der Kantonspolizei 

1 Die Angehörigen der Staatsanwaltschaft gemäss § 10 EG StPO sind im Rahmen ihrer polizeilichen 
Aufgabenerfüllung zum direkten Datenzugriff und zur Datenbearbeitung betreffend Grund-, Fall- und 
Einsatzdaten in den Systemen der Kantonspolizei berechtigt, soweit dies im Rahmen der Umsetzung 
von Reorganisationsmassnahmen in der Strafermittlung und Strafverfolgung erforderlich ist. 
2 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten, insbesondere die Ausgestaltung der Zugriffsberechtigun-
gen, die Rahmenbedingungen der Informationssicherheit, die technischen Modalitäten sowie die Zu-
griffsprotokollierungen. 

§  74a (neu) 

Übergangsbestimmung zu § 2 Abs. 1 Ziff. 4 

1 Bis zur vollständigen Eingliederung der Kriminalpolizei in die Kantonspolizei gehen die gerichtspoli-
zeilichen Aufgaben schrittweise auf die Kantonspolizei über. Das zuständige Departement bestimmt die 
Einzelheiten. 

II. Änderung anderer Erlasse 
Keine Änderung anderer Erlasse. 

 
1) SG 510.100 



   

  2 

III. Aufhebung anderer Erlasse 
Keine Aufhebung anderer Erlasse. 

IV. Schlussbestimmung 
Diese Änderung ist zu publizieren; sie unterliegt dem Referendum und der Regierungsrat bestimmt den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens. 

 
 
[Behörde] 
 
[Funktion 1] 
[NAME 1] 
 
[Funktion 2] 
[NAME 2] 

ZRD
27.08.2026

RGS
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Gesetz über die Einführung der Schweizerischen Strafprozessordnung 
(EG StPO) 

Änderung vom [Datum] 

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, 

nach Einsichtnahme in den Ratschlag des Regierungsrates Nr. [Ratschlag-Nr.] vom [Datum] sowie in 
den Bericht der [Kommission] Nr. [Kommissionsbericht-Nr.] vom [Datum], 

beschliesst: 

I. 
Gesetz über die Einführung der Schweizerischen Strafprozessordnung (EG StPO) vom 13. Okto-
ber 2010 1) (Stand 1. Juli 2020) wird wie folgt geändert: 

§  6 

Aufgehoben. 

§  7 

Aufgehoben. 

§  11 

Aufgehoben. 

§  12 Abs. 3 (neu) 

3 Behörden, die zur selbständigen Durchführung des polizeilichen Ermittlungsverfahrens ermächtigt 
sind, sind auch befugt, die notwendigen Massnahmen zur Feststellung des Sachverhalts und der Täter-
schaft sowie die zur Auffindung und Sicherung von Beweismitteln notwendigen Massnahmen zu tref-
fen. 

§  19 Abs. 4 (geändert) 

4 Die Verwaltungsbehörden mit Ermittlungsbefugnis sehen unter den Voraussetzungen des Art. 307 
Abs. 4 StPO von einer Berichterstattung an die Staatsanwaltschaft ab oder überweisen nach Abschluss 
der Ermittlungen die Verfahrensakten mit einem Antrag an die Staatsanwaltschaft. 

§  24a (neu) 

Zugriff auf Daten der Staatsanwaltschaft 

1 Die Angehörigen der Kantonspolizei sind im Rahmen ihrer polizeilichen Aufgabenerfüllung zum di-
rekten Datenzugriff und zur Datenbearbeitung betreffend Grund-, Fall- und Einsatzdaten in den Syste-
men der Staatsanwaltschaft berechtigt, soweit dies im Rahmen der Umsetzung von Reorganisations-
massnahmen in der Strafermittlung und Strafverfolgung erforderlich ist. 
2 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten, insbesondere die Ausgestaltung der Zugriffsberechtigun-
gen, die Rahmenbedingungen der Informationssicherheit, die technischen Modalitäten sowie die Zu-
griffsprotokollierungen. 

§  28 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (neu) 

Einvernahmebefugnisse (Art. 142 StPO) (Überschrift geändert) 

 
1) SG 257.100 
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1 Der Regierungsrat regelt in einer Verordnung, in welchem Mass Mitarbeitende der Staatsanwaltschaft 
und der Verwaltungsbehörden mit Ermittlungsbefugnis befugt sind, Einvernahmen durchzuführen. 
2 Die Leitung der Kantonspolizei regelt, welche Angehörigen der Kantonspolizei sowie welche zivilen 
Mitarbeitenden im Auftrag der Staatsanwaltschaft befugt sind, Zeugeneinvernahmen durchzuführen. 

§  32 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (neu) 

Vorläufige Festnahme bei Übertretungen (Art. 219 Abs. 5 StPO) (Überschrift geändert) 

1 Der Regierungsrat regelt in einer Verordnung, welche Angehörigen der Staatsanwaltschaft ermächtigt 
sind anzuordnen, dass eine gemäss Art. 217 Abs. 3 StPO festgenommene Person länger als drei Stunden 
festgehalten wird. 
2 Die Leitung der Kantonspolizei bestimmt, welche Kaderangehörige der Kantonspolizei Anordnungen 
gemäss Abs. 1 treffen dürfen. 

§  46a (neu) 

Übergangsbestimmung zu § 9 

1 Die Befugnisse der Kriminalpolizei gemäss § 9 stehen unter dem Vorbehalt des schrittweisen Über-
gangs der gerichtspolizeilichen Aufgaben auf die Kantonspolizei gemäss § 74a PolG. 

II. Änderung anderer Erlasse 
Keine Änderung anderer Erlasse. 

III. Aufhebung anderer Erlasse 
Keine Aufhebung anderer Erlasse. 

IV. Schlussbestimmung 
Diese Änderung ist zu publizieren; sie unterliegt dem Referendum und der Regierungsrat bestimmt den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens. 

 
 
[Behörde] 
 
[Funktion 1] 
[NAME 1] 
 
[Funktion 2] 
[NAME 2] 

SPOMIM
ZRD-DAT-RGS



Synopse

REOS EG StPO

Von diesem Geschäft tangierte Erlasse (SG Nummern)

Neu: –
Geändert: 257.100
Aufgehoben: –

Ausgangslage Ratschlag August 2026      

Gesetz über die Einführung der Schweizeri-
schen Strafprozessordnung
(EG StPO)

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt,

nach Einsichtnahme in den Ratschlag des Regie-
rungsrates Nr. [Ratschlag-Nr.] vom [Datum] sowie in 
den Bericht der [Kommission] Nr. [Kommissionsbe-
richt-Nr.] vom [Datum],

beschliesst:

I.

Gesetz über die Einführung der Schweizerischen 
Strafprozessordnung (EG StPO) vom 13. Okto-
ber 2010 (Stand 1. Juli 2020) wird wie folgt geändert:

§  6
Befugnis der Kantonspolizei und anderer ermittelnder 
Behörden zur Vornahme der notwendigen Massnah-
men

§  6 Aufgehoben.
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1 Ist eine strafbare Handlung begangen worden oder 
besteht ein entsprechender Verdacht, so trifft die 
Kantonspolizei die zur Feststellung des Sachverhalts 
und der Täterschaft sowie zur Auffindung und Siche-
rung der Beweismittel notwendigen Massnahmen, 
soweit diese ohne nachteilige Folgen für die Abklä-
rung der Tat nicht verschoben werden können.

2 Wo andere Behörden zur selbständigen Durchfüh-
rung des polizeilichen Ermittlungsverfahrens ermäch-
tigt sind, sind sie auch zur Vornahme der notwendi-
gen Massnahmen befugt.

§  7
Befugnis der Kantonspolizei zur Ermittlung von Über-
tretungen und Vergehen

§  7 Aufgehoben.

1 Die Kantonspolizei führt das polizeiliche Ermitt-
lungsverfahren bei den ihr durch Verordnung zuge-
wiesenen Übertretungen und Vergehen.

§  11
Befugnis der Abteilungen der Staatsanwaltschaft zur 
Durchführung des Untersuchungsverfahrens

§  11 Aufgehoben.

1 Alle Abteilungen der Staatsanwaltschaft haben die 
Befugnis, das Untersuchungsverfahren durchzufüh-
ren.

§  12
Befugnis von Verwaltungsbehörden mit Ermittlungs-
befugnis zur Durchführung des polizeilichen Ermitt-
lungsverfahrens
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1 Der Regierungsrat kann die Zuständigkeit zur 
Durchführung des polizeilichen Ermittlungsverfahrens 
bei Übertretungen durch Verordnung denjenigen Ver-
waltungsbehörden übertragen, in deren Aufgabenbe-
reich diese Delikte begangen werden (Verwaltungs-
behörden mit Ermittlungsbefugnis).

2 Die Staatsanwaltschaft kann Verwaltungsbehörden, 
in deren Aufgabenbereich diese Delikte begangen 
werden, zur Durchführung des polizeilichen Ermitt-
lungsverfahrens bei Vergehen einsetzen. Aufsicht 
und Weisungsbefugnis verbleiben bei der Staatsan-
waltschaft.

3 Behörden, die zur selbständigen Durchführung des 
polizeilichen Ermittlungsverfahrens ermächtigt sind, 
sind auch befugt, die notwendigen Massnahmen zur 
Feststellung des Sachverhalts und der Täterschaft 
sowie die zur Auffindung und Sicherung von Beweis-
mitteln notwendigen Massnahmen zu treffen.

§  19
Übertragung der Verfolgung von Übertretungen auf 
Verwaltungsbehörden (Art. 17 Abs. 1 StPO)

1 Die Verwaltungsbehörden verfolgen die Übertretun-
gen, die in ihrem Aufgabenbereich begangen wer-
den. Die Weisungsbefugnis verbleibt bei der Staats-
anwaltschaft.

2 Der Regierungsrat bezeichnet in einer Verordnung 
die für die Verfolgung der Übertretungen zuständigen 
Verwaltungsbehörden.

3 Übertretungen, für deren Verfolgung keine Behörde 
bezeichnet ist, werden von der Kantonspolizei ver-
folgt.
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4 Die Kantonspolizei und die Verwaltungsbehörden 
mit Ermittlungsbefugnis sehen unter den Vorausset-
zungen des Art. 307 Abs. 4 StPO von einer Bericht-
erstattung an die Staatsanwaltschaft ab oder über-
weisen die Täterin oder den Täter mit einem Antrag 
an die Staatsanwaltschaft.

4 Die Kantonspolizei und die Verwaltungsbehörden 
mit Ermittlungsbefugnis sehen unter den Vorausset-
zungen des Art. 307 Abs. 4 StPO von einer Bericht-
erstattung an die Staatsanwaltschaft ab oder über-
weisen nach Abschluss der Ermittlungen die Täterin 
oder den Täter Verfahrensakten mit einem Antrag an 
die Staatsanwaltschaft.

§  24a
Zugriff auf Daten der Staatsanwaltschaft

1 Die Angehörigen der Kantonspolizei sind im Rah-
men ihrer polizeilichen Aufgabenerfüllung zum direk-
ten Datenzugriff und zur Datenbearbeitung betreffend 
Grund-, Fall- und Einsatzdaten in den Systemen der 
Staatsanwaltschaft berechtigt, soweit dies im Rah-
men der Umsetzung von Reorganisationsmassnah-
men in der Strafermittlung und Strafverfolgung erfor-
derlich ist.

2 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten, insbe-
sondere die Ausgestaltung der Zugriffsberechtigun-
gen, die Rahmenbedingungen der Informationssi-
cherheit, die technischen Modalitäten sowie die Zu-
griffsprotokollierungen.

§  28
Mass der Einvernahmebefugnis (Art. 142 Abs. 1 Satz 
2 StPO)

§  28
Mass der Einvernahmebefugnis Einvernahmebefug-
nisse (Art. 142 Abs. 1 Satz 2 StPO)

1 Der Regierungsrat regelt in einer Verordnung, in 
welchem Mass Mitarbeitende der Staatsanwaltschaft, 
der Verwaltungsbehörden mit Ermittlungsbefugnis 
und der Gerichte befugt sind, Einvernahmen durch-
zuführen.

1 Der Regierungsrat regelt in einer Verordnung, in 
welchem Mass Mitarbeitende der Staatsanwaltschaft, 
 und der Verwaltungsbehörden mit Ermittlungsbefug-
nis und der Gerichte befugt sind, Einvernahmen 
durchzuführen.
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2 Die Leitung der Kantonspolizei regelt, welche Ange-
hörigen der Kantonspolizei sowie welche zivilen Mit-
arbeitenden im Auftrag der Staatsanwaltschaft befugt 
sind, Zeugeneinvernahmen durchzuführen.

§  32
Ermächtigung zur Anordnung einer länger als 3 Stun-
den dauernden vorläufigen Festnahme von Übertre-
tungstäterinnen und Übertretungstätern (Art. 219 
Abs. 5 StPO)

§  32
Ermächtigung zur Anordnung einer länger als 3 Stun-
den dauernden vorläufigen Vorläufige Festnahme 
von Übertretungstäterinnen und Übertretungstätern
bei Übertretungen (Art. 219 Abs. 5 StPO)

1 Der Regierungsrat regelt in einer Verordnung, wel-
che Angehörigen der Kantonspolizei zur Anordnung 
ermächtigt sind, Personen, welche die Kantonspolizei 
bei der Begehung einer Übertretung auf frischer Tat 
ertappt oder unmittelbar nach der Begehung einer 
solchen angetroffen hat und die vorläufig festgenom-
men worden sind, länger als drei Stunden festzuhal-
ten.

1 Der Regierungsrat regelt in einer Verordnung, wel-
che Angehörigen der Kantonspolizei zur Anordnung 
Staatsanwaltschaft ermächtigt sind, Personen, wel-
che die Kantonspolizei bei der Begehung einer Über-
tretung auf frischer Tat ertappt oder unmittelbar nach 
der Begehung einer solchen angetroffen hat und die 
vorläufig festgenommen worden sind,  anzuordnen, 
dass eine gemäss Art. 217 Abs. 3 StPO festgenom-
mene Person länger als drei Stunden festzuhalten
festgehalten wird.

2 Die Leitung der Kantonspolizei bestimmt, welche 
Kaderangehörige der Kantonspolizei Anordnungen 
gemäss Abs. 1 treffen dürfen.

§  46a
Übergangsbestimmung zu § 9

1 Die Befugnisse der Kriminalpolizei gemäss § 9 ste-
hen unter dem Vorbehalt des schrittweisen Über-
gangs der gerichtspolizeilichen Aufgaben auf die 
Kantonspolizei gemäss § 74a PolG.

II.

Keine Änderung anderer Erlasse.
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III.

Keine Aufhebung anderer Erlasse.

IV.

Diese Änderung ist zu publizieren; sie unterliegt dem 
Referendum und der Regierungsrat bestimmt den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens.

[Behörde]
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Gesetz betreffend die Kantonspolizei des 
Kantons Basel-Stadt
(Polizeigesetz, PolG)

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt,

nach Einsichtnahme in den Ratschlag des Regie-
rungsrates Nr. [Ratschlag-Nr.] vom [Datum] sowie in 
den Bericht der [Kommission] Nr. [Kommissionsbe-
richt-Nr.] vom [Datum],

beschliesst:

I.

Gesetz betreffend die Kantonspolizei des Kantons 
Basel-Stadt (Polizeigesetz, PolG 1)) vom 13. Novem-
ber 1996 (Stand 1. März 2023) wird wie folgt geän-
dert:

§  2
Aufgaben der Polizei

1 Die Kantonspolizei erfüllt folgende Aufgaben:

1) Titel: Abkürzung redaktionell ergänzt.
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1. Sie trifft Massnahmen, um unmittelbar drohende 
Gefährdungen oder eingetretene Störungen der öf-
fentlichen Sicherheit und Ordnung sowie der Um-
welt zu verhüten oder abzuwehren.

2. Sie hilft Menschen, die unmittelbar an Leib und 
Leben bedroht oder anderweitig in Not sind.

2.bis Sie erkennt im Sinne eines Bedrohungsmanage-
ments konkrete, zielgerichtete von Personen aus-
gehende Gewaltbereitschaft, die geeignet ist, die 
physische, psychische oder sexuelle Integrität Drit-
ter ernsthaft zu gefährden und trifft hierfür präventi-
ve Massnahmen nach §§ 61a - 61g.

3. Sie trifft Massnahmen zur Erhöhung der Sicherheit 
im Strassenverkehr sowie bei grösseren öffentli-
chen Veranstaltungen.

4. Sie trifft Massnahmen zur Verhütung und zur Ver-
folgung von Straftaten sowie vorsorgliche Mass-
nahmen für eine zweckmässige Strafverfolgung.

4. Sie trifft Massnahmen zur Verhütung und zur Ver-
folgung Erkennung von Straftaten sowie vorsorgli-
che Massnahmen für eine zweckmässige. Bei der 
Strafverfolgung wirkt sie nach Massgabe der 
Schweizerischen Strafprozessordnung (StPO) vom 
5.     Oktober 2007 mit  .

5. Sie leistet den Verwaltungs- und Justizbehörden 
Amts- und Vollzugshilfe, soweit die polizeiliche Mit-
hilfe in Gesetzen und Verordnungen vorgesehen 
oder zu deren Erfüllung erforderlich ist.

6. Sie erfüllt weitere ihr durch Gesetz übertragene 
Aufgaben.
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2 Der Schutz privater Rechte obliegt der Kantonspoli-
zei nur dann, wenn deren Bestand glaubhaft ge-
macht wird, wenn gerichtlicher Schutz nicht rechtzei-
tig zu erlangen ist und wenn ohne polizeiliche Hilfe 
die Verwirklichung des Rechts vereitelt oder wesent-
lich erschwert werden könnte.

§  40
Befragung

1 Die Kantonspolizei kann eine Person über Sachver-
halte befragen, deren Kenntnis zur Erfüllung einer 
polizeilichen Aufgabe von Bedeutung ist. Eine Pflicht 
zur Aussage besteht, wenn damit eine Gefahr für 
Leib und Leben abgewendet werden kann.

1 Die Kantonspolizei kanndarf eine Person über 
Sachverhaltezu Sachverhalten befragen, deren 
Kenntnis zur wenn dies für die Erfüllung einer polizei-
lichen Aufgabe polizeilicher Aufgaben von Bedeutung 
ist. Eine Pflicht zur Aussage besteht, wenn damit ei-
ne Gefahr für Leib und Leben abgewendet werden 
kannSie dokumentiert die Befragung in angemesse-
ner Weise.

2 Die Person hat keine Auskunftspflicht, soweit sie 
beschuldigt ist oder ihr sonst ein Zeugnisverweige-
rungsrecht zukommt. Sie ist darüber aufzuklären.

2 Die Person hat keine Auskunftspflicht, soweit sie 
beschuldigt ist oder ihr sonst ein Zeugnisverweige-
rungsrecht zukommt. Sie ist darüber aufzuklärenEine 
Pflicht zur Aussage besteht, wenn damit eine Gefahr 
für Leib und Leben abgewendet werden kann.

3 Sobald ein Verdacht auf eine strafbare Handlung 
besteht, gelten für die Befragung die Regeln der 
Strafprozessordnung.

§  57a
Zugriff auf Daten der Kantonspolizei
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1 Die Angehörigen der Staatsanwaltschaft gemäss § 
10 EG StPO sind im Rahmen ihrer polizeilichen Auf-
gabenerfüllung zum direkten Datenzugriff und zur 
Datenbearbeitung betreffend Grund-, Fall- und Ein-
satzdaten in den Systemen der Kantonspolizei be-
rechtigt, soweit dies im Rahmen der Umsetzung von 
Reorganisationsmassnahmen in der Strafermittlung 
und Strafverfolgung erforderlich ist.

2 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten, insbe-
sondere die Ausgestaltung der Zugriffsberechtigun-
gen, die Rahmenbedingungen der Informationssi-
cherheit, die technischen Modalitäten sowie die Zu-
griffsprotokollierungen.

§  74a
Übergangsbestimmung zu § 2 Abs. 1 Ziff. 4

1 Bis zur vollständigen Eingliederung der Kriminalpoli-
zei in die Kantonspolizei gehen die gerichtspolizeili-
chen Aufgaben schrittweise auf die Kantonspolizei 
über. Das zuständige Departement bestimmt die Ein-
zelheiten.

II.

Keine Änderung anderer Erlasse.

III.

Keine Aufhebung anderer Erlasse.

IV.

Diese Änderung ist zu publizieren; sie unterliegt dem 
Referendum und der Regierungsrat bestimmt den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens.
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[Behörde]



Justiz- und Sicherheitsdepartement des Kantons Basel-Stadt 

Regulierungsfolgenabschätzung (RFA) 

Teil A:  

Klärung der Betroffenheit („Vortest“)

Titel des Geschäfts: Projekt "Reorganisation der Strafverfolgung (ReoS)"  

P-Nr.:  [Hier Text einfügen]     

Erlassform:   Gesetz      Verordnung        

Federführendes Departement:   PD      BVD      ED      FD      GD      JSD      WSU  

Ist folgende Frage mit „Ja“ zu beantworten, liegt eine Betroffenheit der Wirtschaft vor, d.h. die Regu-
lierungsfolgenabschätzung (Teil B) ist durchzuführen.  

1. Können Unternehmen vom Vorhaben direkt oder indirekt negativ betroffen sein? (direkt: z.B. in Form 
von Kosten, Berichtspflichten, Auflagen; indirekt: z.B. Verschlechterung der Standortattraktivität) 

      Ja            Nein 

Der Vortest zur Betroffenheit ist obligatorischer Bestandteil des Berichtes an den Regierungsrat bzw. 
des Ratschlags an den Grossen Rat. Liegt keine Betroffenheit der Wirtschaft vor, ist dies in einem 
separaten Abschnitt („Regulierungsfolgenabschätzung“) im Bericht bzw. Ratschlag kurz zu begrün-
den. Ist eine Betroffenheit festgestellt worden, ist Teil B des Fragenkatalogs auszufüllen. 

 

 

Empfehlung:  

Der Regierungsrat empfiehlt, den Fragebogen bereits bei der Ausarbeitung des Erlasses 
bzw. dessen Revision zu berücksichtigen und nach dessen Finalisierung auszufüllen.  
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